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die Existenzfrage. Mitleid, so sagt
der Volksmund, sieht die Not, nicht
die Ursache.
Berthold Krist, Künzelsau

Günstlinge
Zu „Grün-Schwarz schickt Schmalzl
in den Ruhestand“, 1. Juni
Wir sprechen bei anderen gerne
über Vetternwirtschaft, aber unse-
re Politiker bringen genauso Ihre
Günstlinge in profitable Positionen.
Nicht nur, dass hier auf Kosten von
uns Steuerzahlern Leute in den
vorzeitigen Ruhestand geschickt
werden. Der daran hängende Ver-
waltungsapparat geht in den
Standby-Modus bis die Neuen ein-
gearbeitet sind.
Günter Böhme, Heilbronn

Existenzfrage
Zur Kolumne von Erhard Eppler, 28.
Mai
Den Gipfel der Beliebigkeit erreich-
te Erhard Eppler in seiner Kolumne.
Jetzt soll auch noch Mitleid mit der
SPD die Leute bei der Stange hal-
ten. Der Gemischtwarenladen SPD
hat wieder etwas Neues im Regal.
Die Gründer der Partei, die damals
für ihre Überzeugung noch Gefäng-
nis fürchten mussten, würden sich
von diesem Hinterherlaufen ange-
widert abwenden. In den Kommu-
nen vor Ort ist man bis auf durch-
schaubare Symbolpolitik auf
Tauchstation. SPD-Ratsfraktionen
mutieren zu Garanten kommunal-
politischen Einheitsdenkens. Ir-
gendwann stellt sich folgerichtig

ren, behaupten die Anhänger. Doch
diese Hochleistungslandwirtschaft
ist eine Verschwendungs- und Ver-
nichtungslandwirtschaft, sie er-
zeugt Milchkühe, die – bei einer na-
türlichen Lebenserwartung von 20
Jahren – schon nach drei Jahren im
Melkstand geschlachtet werden.
Sie werden zu einer so hohen
Milchproduktion getrieben, dass
sie krank und unfruchtbar werden.
Es gibt auch Wege zu einer nach-
haltigen Landwirtschaft, man
muss sie nur gehen. Verbraucher
können massiv mithelfen, indem
sie bewusst einkaufen. Alternati-
ven sind Einkäufe beim Metzger im
Ort und der Kauf von Eiern und Ge-
müse bei verantwortungsbewuss-
ten Bauern aus der Region.
Lilo Lissner, Bretzfeld

Verantwortung zeigen
Zum Thema „Milchbauern sollen fle-
xibler werden“, 25. Mai
Es ist keine Besserwisserei, wie
Herr Hauk meint, es ist einfach nur
Verantwortung gegenüber unseren
Kindern, Kindeskindern und deren
Zukunft, wenn wir die Übernahme
Monsantos durch Bayer vereiteln
können. Was nutzt uns noch mehr
Stärkung unserer Wirtschaft, wenn
wir mit Spritzmitteln alles tot ge-
spritzt haben? Wir benötigen Flora
und Fauna zum Leben. Die Tiere im
Stall sind die Leidtragenden dieser
Art von „Wirtschaftlichkeit“. Die Ef-
fizienz scheint ihr bestes Argu-
ment zu sein. Nur mit den Metho-
den der Agrarindustrie könne man
neun Milliarden Menschen ernäh-
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Deutschland im Visier
den Extremisten nur auf die Schli-
che gekommen sein, weil ein Aus-
steiger sie verraten hatte.

Noch nie war die Terrorgefahr so
groß. Nachdem es dem IS anfangs
vor allem um die Sicherung seines
Territoriums ging, handelt er inzwi-
schen global und hat sogar Kämpfer
mit dem Flüchtlingstross nach Eu-
ropa geschickt. Seit Monaten rufen
Radikal-Islamisten zum Terror ge-
gen die Bundesrepublik auf. Die
Drohung richtet sich nicht mehr wie
vor Jahren gegen symbolträchtige
Orte. „Trefft die Ungläubigen, wo
immer ihr könnt“, lautet die neue
Botschaft. Militärisch gerät der IS in
die Defensive. Was die Anschlags-
pläne in Europa angeht, wird er da-
durch vorübergehend noch unbere-
chenbarer. Und mit der EM steht ein
Großereignis vor der Tür, bei dem
der IS seine Schlagkraft beweisen
möchte – nicht nur in Frankreich.
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Die Anschlagspläne von Düssel-
dorf zeigen: Noch nie war die
Terrorgefahr so groß.

Von Jens Dierolf

Nach und nach wird das Ausmaß der
Terrorpläne deutlich. Zwei Radikal-
Islamisten sollten sich in der Düssel-
dorfer Altstadt in die Luft sprengen,
acht weitere ein Massaker mit
Sprengstoff und Maschinengeweh-
ren an Passanten anrichten.

Nach dem Auffliegen der Pläne
überwiegt die Erleichterung, dass
die Behörden die Extremisten im Vi-
sier hatten. Mehrfach konnten An-
schläge verhindert werden. Dass es
in Deutschland mit Ausnahme von
zwei ermordeten US-Soldaten am
Frankfurter Flughafen 2011 noch
keinen Anschlag mit islamistischem
Hintergrund gegeben hat, liegt al-
lerdings vor allem am Unvermögen
der Täter – und am Glück. Auch im
aktuellen Fall sollen die Ermittler

Keine Herkulesaufgabe
Die große Koalition gibt bei den
Verhandlungen zur Erbschaftsteu-
er ein verheerendes Bild ab.

Von Rudi Wais

Peinlicher geht es kaum. Eineinhalb
Jahre hatten Union und SPD Zeit,
die Steuernachlässe für Firmener-
ben so zu gestalten, dass niemand
bevorzugt oder benachteiligt wird.
Vier Wochen vor Ablauf der Frist,
die das Verfassungsgericht der Re-
gierung gesetzt hat, streitet die Ko-
alition noch immer über Details der
Reform. Das hat mit dem Wider-
spruchsgeist von Horst Seehofer zu
tun, aber auch mit der politischen
Großwetterlage insgesamt.

Je näher die Bundestagswahl
rückt, umso mehr arbeitet jeder auf
seine Rechnung. Vor allem die SPD
hat kein Interesse daran, die Erben
von Unternehmen noch großzügi-
ger zu behandeln als bisher geplant,
sie will Vermögen stärker belasten

und wird dem Ministerpräsidenten
aus München nicht mehr weit entge-
gen kommen. Dazu kommt der tiefe
Graben zwischen CDU und CSU,
der Seehofer und Schäuble zu Geg-
nern gemacht hat. Kein Wunder
also, wenn nichts mehr vorangeht.

Am Ende werden sich alle zusam-
menreißen und einen Kompromiss
finden, der die Vorgaben einigerma-
ßen erfüllt. Das Bild aber, das die
Koalition dabei abgibt, ist schon
jetzt verheerend. Die Reform der
Erbschaftsteuer ist keine politische
Herkulesarbeit, sondern schlichtes
Handwerk – hier ein Freibetrag rauf,
da eine Ausnahmeregelung weg.
Doch selbst dazu brauchen Union
und SPD in einer Woche drei Krisen-
gipfel. Undenkbar, dass ein Regie-
rungsbündnis in dieser Verfassung
noch eine Rentenreform zustande
bringt oder eine Neuordnung der
Bund-Länder-Finanzen.
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Dilettantismus bei R. Stahl
Mit seinem Verhalten verzockt der
Vorstand der Hohenloher das letz-
te Vertrauen des Kapitalmarkts.

Von Manfred Stockburger

Halbwahrheiten, oft haarscharf an
der Kante des juristisch vertretba-
ren, prägen den Umgang der R.
Stahl AG mit den Aktionären und
der Öffentlichkeit. Vertuschte Ver-
luste. Dazu ein Dilettantismus von
Vorstandschef Martin Schomaker
und Finanzvorstand Bernd Marx,
der beim Zuschauen fast wehtut.
Völlig zu Recht hat ein Zwischenru-
fer darauf hingewiesen, dass das Ge-
halt des Vorstandschefs die einzige
Kenngröße war, die 2015 zulegte.

Was sich das Unternehmen aber
vor der Hauptversammlung geleis-
tet hat, ist ein Lehrstück aus dem
Horrorkabinett des Börsenkapitalis-
mus: Eine Dividende sollte be-
schlossen werden, ohne dass das
Management darauf geachtet hätte,

dass das nötige Kleingeld in der Bi-
lanz an der richtigen Stelle vorhan-
den war. So etwas ist keine Lappalie,
das zeugt von Überforderung. Spä-
testens damit hat R. Stahl über jeden
Zweifel hinweg bewiesen, dass eine
Sonderprüfung der Vorgänge um
die Übernahmeschlacht vor zwei
Jahren notwendig ist. Nicht von räu-
berischen Aktionären wird diese ge-
fordert, sondern von seriösen
Fonds.

Die einfachen Mitarbeiter in Wal-
denburg und an anderen anderen
Standorten haben solche Chefs
nicht verdient: Mit viel Engagement
und Ideen stemmen sich Ingenieure
und Monteure, Entwickler und Ver-
triebler gegen die schwierigen
Marktbedingungen, die der niedri-
ge Ölpreis ihrer Firma beschert hat.
Wären die Mehrheitseigner ver-
nünftig beraten, müssten den Vor-
stand fristlos entlassen.
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lichen rassistischen Hetze, wie sie
jüngst vom AfD-Spitzenfunktionär
Alexander Gauland in die Welt ge-
setzt wurde. Dieser hatte sinnge-
mäß gesagt, Menschen in Deutsch-
land wollten den Fußball-National-
spieler Boateng nicht als Nachbarn
haben. Trotzdem sollte man solchen
Ausgrenzungsreflexen nicht nach-
geben. Die verbalen Brandstifter
samt den dazugehörigen Bieder-
männern – wie etwa der hiesige AfD-
Softie Jörg Meuthen –, die den Hard-
linern ihre Diskussionsräume für
rassistische Provokationen offen
halten, müssen in einer demokrati-
schen Konfrontation gestellt wer-
den. Das kostet zwar mehr Anstren-
gung als Ausgrenzung und Dämoni-
sierung,es ist aber langfristig auch
erfolgreicher, wie schon das Bei-
spiel Republikaner gezeigt hat. Die-
se waren nach zwei Legislaturperi-
oden in Baden-Württemberg Ge-
schichte.

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

Erfahrung Der bedeutende Schrift-
steller und Kulturkritiker Öster-
reichs, Karl Kraus, hat einmal ge-
sagt, die Österreicher wären das
einzige Volk, das aus Erfahrung
dümmer würde. Bis zu der dramati-
schen Stichwahl um den Bundesprä-
sidenten hat die inner-österrei-
chische politische Auseinanderset-
zung dieser Aussage alle Ehre ge-
macht. Ein sozialdemokratischer
Kanzler Faymann, der orientie-
rungslos und ohne Kompass durch
die politische Manege taumelte. Er
mutierte innerhalb weniger Monate
vom Unterstützer des „Wir schaffen
das“-Kurses von Kanzlerin Merkel
zum Schließer der österreichischen
Außengrenzen. Die Quittung kam
postwendend. Sowohl für seine sozi-
aldemokratische Partei, als auch
den Großkoalitionär ÖVP. Beide lie-
fen gleichermaßen der rechtspopu-
listischen FPÖ hinterher und gin-
gen im ersten Wahlgang zu Bundes-
präsidentenwahl sang- und klanglos
unter. Faymann selbst war gezwun-
gen, den Rückzug anzutreten. Der
Rest ist bekannt. Der Grüne Van der
Bellen hat mit einem weltoffenen li-
beralen Kurs den Rechtspopulisten
Hofer besiegt, wenn auch knapp.

Parolen Die sich geradezu aufdrän-
gende Erfahrung daraus, die auch
alles andere als neu ist, lautet: Wer
den Rechtspopulisten und ihren Rat-
tenfänger-Parolen nachläuft oder sie
gar übernimmt, um die von den
Volksparteien abspenstigen Wähler
zurückzuholen, holt diese nicht zu-
rück. Im Gegenteil: Er macht die
Rechtspopulisten, hierzulande in
Form der AfD, stark. Die Leute wäh-
len das Original und nicht die Kopie.
Und das gilt nicht nur für Öster-
reich, sondern auch für uns, abzule-
sen am Ausgang der Wahl in Baden-
Württemberg. Ähnliches kann un-
schwer für die kommenden Wahlen
in Bund und Ländern vorausgesagt

werden. Und selbst Horst Seehofer
und seine Knappen, die die CSU in
der Flüchtlingsfrage auf eine AfD-
Light-Position einschwören, werden
ihr blaues Wunder erleben. Der Ver-
such, die alte Franz-Josef-Strauß-
Doktrin, wonach es rechts von der
Union kein Platz für eine rechte Par-
tei geben dürfe, zu revitalisieren, ist
zum Scheitern verurteilt. Deutsch-
land erlebt insoweit, wenn auch ver-
zögert, eine europäische Entwick-
lung, wonach sich die Rechtspopu-
listen nicht mehr unter den Schirm
der konservativen Parteien einfin-
den und einordnen, sondern sich
verselbstständigen.

Parteien Dem müssen sich die de-
mokratischen Parteien und die ge-
sellschaftlichen Kräfte stellen. Aber
bitte nicht durch Ausgrenzung oder
Dämonisierung, so wie im hiesigen
Landtagswahlkampf geschehen.
Man wollte die Akteure der AfD aus
den Fernsehrunden heraushalten,
was dann letztlich nicht durchzuhal-
ten war. Auch nicht dadurch, dass
man sie aus wichtigen Gremien des
Parlaments wie dem Präsidium des
Landtags heraushält. Oder sie gar
zu einem Ereignis wie dem Katholi-
kentag in Leipzig nicht einlädt, der
im Kern von Offenheit und Dialogfä-
higkeit lebt. Das ist zwar irgendwie
verständlich, angesichts der unsäg-

Demokratische Konfrontation nötig
Politisches Quintett

von Rezzo Schlauch

Verbale Brandstifter wie den AfD-Funktionär Alexander Gauland nicht ausgrenzen,
sondern sie einbinden und entlarven: Das fordert unser Kolumnist. Foto: Archiv/dpa

Zur Armenien-Resolution des
Bundestages schreiben:

„Die gestrige Resolution des Bun-
destages war politisch notwendig.
Sie war auch ein Zeichen morali-
scher Hygiene, von Mitgefühl mit
den Opfern, auch von Eingeständnis
deutscher Mitschuld. Ganz sicher
jedoch ist die Resolution keine An-
klage Deutschlands gegen die Tür-
kei. Sie ist nicht gegen das Volk und
nicht gegen seine Führung gerich-
tet. Auch die Ehre der Millionen in
Deutschland lebenden Türken wird
damit nicht verletzt. Sie alle sind
nicht für den Völkermord an den Ar-
meniern verantwortlich zu machen.
Dies sollte in der aufgeladenen At-
mosphäre nicht vergessen werden.

Kurzfristig mögen sich die Bezie-
hungen verschlechtern. Das Votum
hat aber das Potenzial, im Innern
dem fatalen Eindruck entgegenzu-
wirken, dass wir es mit Menschen-
rechten und Demokratie so genau
nicht nehmen, wenn der politische
Preis stimmt. Nun gibt es zwar Kri-
tik daran, dass die Regierungsspitze
der Debatte ferngeblieben ist – in
Wahrheit ist das aber Ausdruck ei-
ner cleveren Arbeitsteilung. Allen
voran Kanzlerin Angela Merkel
muss noch viele Gespräche mit
Staatschef Recep Tayyip Erdogan
führen. Da ist es hilfreich, wenn sie
nicht als Speerspitze der Armenien-
Resolution wahrgenommen wird.

Parlamente, die zu spät kommen,
bestrafen ihre Exekutive. Zwar ist zu
begrüßen, dass der Bundestag über
den eigenen Schatten sprang und
die Vernichtung der Armenier im
Osmanischen Reich als das be-
nannte, was es war: Völkermord. Al-
lerdings kommt der Mut für die Bun-
desregierung zur Unzeit, was die
Lücken auf der Regierungsbank er-
klärt. Ganz Europa, aber vor allem
Deutschland, hat sich in der Flücht-
lingskrise in die Hand des Autokra-
ten Erdogan begeben. Die Gefahr ist
groß, dass der EU-Torwächter Tür-
kei als Strafe die Flüchtlingsschleu-
sen öffnet. Dennoch war der Schritt
des Bundestages überfällig.

Zu den Spannungen zwischen der EU
und Polen schreibt:

Die EU-Kommission ist in einer ver-
zwickten Lage. Einerseits muss sie
durchgreifen, wenn sie die Rechts-
staatlichkeit in einem der Mitglieds-
länder bedroht sieht. Andererseits
will sie sich nicht dem Vorwurf aus-
setzen, sich in die Angelegenheiten
eines souveränen Staates einzumi-
schen. Dieser Vorwurf kommt von
der polnischen Regierung und wird
auch gern von den Befürwortern
des Brexit angeführt. Doch jetzt
reicht es auch der EU. Sie zeigt klare
Kante nach Wochen ergebnisloser
Diskussionen. Mit einem weiteren
Zögern würde sie als zahnloser Ti-
ger dastehen.


